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Präambel
1. Die Unternehmensleitung und der Betriebsrat der (…) sind einer offenen betriebsinternen Kommunikation und der Einhaltung hoher ethischer Standards verpflichtet. Die Begehung von Straftaten im Unternehmen oder aus dem Unternehmen heraus unterliegt einer Null-Toleranz-Politik.
1. Die nachfolgenden Regeln sollen klarstellen, dass Hinweisen im Rahmen der internen Risikokommunikation stets zeitnah nachgegangen wird und dass die betriebsinternen Hinweisgeber über den Stand der Bearbeitung zeitnah informiert werden.
1. Zudem wird mit dieser Vereinbarung deutlich gemacht, dass Hinweisgeber in keinem Fall wegen gutgläubiger Hinweise benachteiligt werden. Beschäftigte, die Hinweisgeber im Zusammenhang mit der Abgabe von Hinweisen benachteiligen, haben Disziplinarmaßnahmen zu befürchten.

§ 1 Rechte und Pflichten der Mitarbeiter
1. Mitarbeiter sollen Beobachtungen grober Missstände, Sicherheitsmängel, ernsthafter
Gefahren und Risiken melden, soweit die zu meldenden Umstände im Zusammenhang mit dem Betrieb des Unternehmens stehen. Soweit Mitarbeiter Anlass zur Annahme haben, dass der ggf. zu meldende Sachverhalt eine Straftat darstellt oder sonst zu schweren Schäden für das Unternehmen oder Dritte zu führen geeignet ist, besteht eine Hinweispflicht.
1. Die Hinweise sollten von einer möglichst vollständigen Schilderung der beobachteten Tatsachen und, soweit vorhanden, geeigneten Dokumenten begleitet sein. Eine unvollständige Schilderung kann als „unrichtig“ zu bewerten sein, weshalb Hinweisgeber auf eine möglichst vollständige Darstellung ihrer Erkenntnisse Wert legen sollten. Eine ausdrückliche Benennung der aus dem Sachverhalt folgenden Risiken macht die Informationen in der Regel wertvoller. Zu eigenen Ermittlungen ist der Hinweisgeber nur dort verpflichtet, wo dies zu seinen arbeitsvertraglichen Aufgaben gehört. 
1. Jeder Arbeitnehmer ist berechtigt, die Mitwirkung an Straftaten zu verweigern. Auch daraus dürfen dem betroffenen Arbeitnehmer (wie bei Meldung eines Missstandes) keine Nachteile entstehen.

§ 2 Verfahren
1. Ein Hinweis gebender Mitarbeiter wendet sich grundsätzlich an den direkten Vorgesetzten oder die unmittelbar sachlich zuständige Person.
1. Erscheint dies aus sachlichen oder persönlichen Gründen nicht zumutbar oder nicht zielführend, kann er sich auch an den in der internen Organisation und Hierarchie nächst höheren Vorgesetzten bzw. an die interne Revision wenden. Die Führungskraft im Betrieb, die einen solchen Hinweis erhält, ist verpflichtet, diesen unverzüglich zu bearbeiten. Wenn der Vorgesetzte zur weiteren Sachverhaltsaufklärung auf die Hilfe des Melders angewiesen ist, muss dieser die Führungskraft – soweit es ihm möglich ist – unterstützen. 
1. Der Ansprechpartner des Hinweisgebers ist verpflichtet, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen beziehungsweise unverzüglich weitere Schritte einzuleiten. Spätestens wenn er selbst tätig wird, muss der Vorgesetzte nicht nur die Geschäftsführung, sondern auch den Hinweisgeber über seine Erkenntnisse und die geplanten Gegenmaßnahmen beziehungsweise das Vorgehen informieren. 
1. Der Hinweisgeber ist zudem jederzeit berechtigt, sich an die jeweils nächst höhere Stelle zu wenden, wenn er meint, dass der zuerst gewählte Ansprechpartner nicht oder nur unzureichend tätig wird.
1.  Nur wenn alle vorgenannten Stellen als Adressaten der Risikokommunikation unzumutbar erscheinen, oder Gefahr in der Weise in Verzug ist, dass das Eingreifen interner Stellen unmöglich wäre, kann ein Hinweis auch an eine externe Stelle gegeben werden. Als externe Stellen im Sinne dieser Regelungen sind nur solche Stellen zulässig, die geeignet sind, unmittelbar oder über die Geschäftsleitung auf eine Beseitigung oder geeignete Behandlung der zu meldenden Missstände oder Risiken einzuwirken. Die Auswahl ist typischerweise in folgender Reihenfolge zu treffen: Aufsichtsrat, zuständige Aufsichtsbehörde, Polizei, Staatsanwaltschaft. Bei externen Hinweisen, die gegeben werden sollen, weil eine akute Gefahr nicht anders abgewendet werden kann, kommen vorrangig die Behörden mit Eilbefugnis (Polizei, Feuerwehr) als Adressat in Betracht.

§ 3 Verbotenes Verhalten 
1. Jegliche Benachteiligung von Hinweisgebern aufgrund ihrer Äußerungen ist verboten und stellt grundsätzlich eine schwere Pflichtverletzung dar. Der Arbeitgeber ist insoweit für etwaige Benachteiligungen durch seine Führungskräfte ebenfalls verantwortlich. 
1. Den Arbeitnehmern ist eine Verdächtigung von Kollegen bzw. Vorgesetzten wider besseres Wissen oder auch aus Fahrlässigkeit heraus verboten. Zudem ist es Beschäftigten untersagt, vorsätzlich von den in dieser Betriebsvereinbarung festgelegten Regelungen abzuweichen. 
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